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1 Einleitung 

Mit diesen Worten hat die EU-Kommission in ihrer am 9. Dezember 2020 veröffentlichten 
„Strategie für nachhaltige und intelligente Mobilität: Den Verkehr in Europa auf 
Zukunftskurs bringen“ deutlich gemacht, dass die bisherigen Bemühungen um eine 
nachhaltige Entwicklung im Verkehrssektor nicht oder nur unzureichend zur Reduzierung 
der Schadstoffemissionen beigetragen haben. Der Erfolg des europäischen Green Deals, 
d. h. das Erreichen der Klimaneutralität bis 2050, wird jedoch entscheidend davon 
abhängen, dass der Verkehrssektor eine radikale Kehrtwende hin zu einer nachhaltigen 
Mobilität vollzieht. 

Während die Emissionen in allen anderen Wirtschaftssektoren innerhalb der letzten 30 
Jahre reduziert wurden, stiegen sie im Verkehrsbereich durch die wachsende Mobilität mit 
Pkw, Lkw und Flugzeugen um 30% an. Den Ausschlag hierzu gaben nicht zuletzt die 
Maßnahmen und politischen Strategien der EU-Kommission selbst, die auf hohe 
Wachstumsraten und billige Verkehrsmittel zielten. Die seit Mitte der 1980er Jahre 
vollzogene Privatisierung und Liberalisierung führte zu einem tiefgreifenden 
Strukturwandel der Verkehrsmärkte und Mobilitätsmuster, in denen der Wettbewerb den 
Interventionismus als Regulierungsparadigma ablöste. Gemessen an der Reduzierung der 
Transportkosten und Steigerung der Wachstumsraten entfaltete die europäische 
Verkehrspolitik eine enorme Wirkkraft. In Anbetracht ihrer Folgen ist jedoch in Hinblick 
auf das Spannungsfeld von Verkehr und Umwelt zu prüfen, inwiefern die politischen 
Steuerungsverfahren der EU-Kommission in der Vergangenheit strukturelle Widerstände 
zur nachhaltigen Transformation erzeugt haben. Der heute eingeforderte grundlegende 
Wandel beträfe in diesem Sinne nicht allein die Stoßrichtung der politischen 
Steuerungsverfahren als vielmehr auch ihre paradigmatischen Grundlagen. Um die 
Trajektorien eines derartigen verflochtenen Wandlungsprozesses bestimmen zu können, so 
lautet die Ausgangsthese, bedarf es der Kenntnis ihrer (historischen) Dynamiken. Umrissen 
und exemplarisch nachvollzogen werden im Rahmen dieses Beitrags daher Potenziale und 
Ansatzpunkte der historischen Perspektivierung. Die Zeit zwischen 1985 und 1993, in der 
die Europäische Gemeinschaft (EG), die sich mit der Vollendung des Binnenmarktprojekts 
1993 in Europäische Union (EU) umbenannte, die Regulierung des Verkehrs grundlegend 
transformierte, muss hierbei – so eine zweite Hypothese – als eine langfristige 
Weichenstellung gesehen werden, die die Bedingungen für eine nachhaltige 
Verkehrswende bis heute prägt. Der inhaltliche Fokus des Aufsatzes und der 
Argumentation liegt auf dem Beispiel des Straßenverkehrs, da dieser der Haupt-CO2-
Emmittent ist.  

Diskutiert werden zunächst die Entwicklungszusammenhänge, durch die sich das 
ordnungspolitische Wettbewerbsparadigma auf europäischer Ebene etablierte und 
verfestigte. Deren Auswirkungen auf die Umsetzung umweltpolitischer Maßnahmen im 
Verkehrsbereich werden daran anschließend anhand von zwei Fallbeispielen exemplarisch 
unter die Lupe genommen. Das erste richtet den Fokus auf die in den 1980er und 1990er 
Jahren beschlossenen Maßnahmen und Entscheidungslogiken der Europäischen 
Kommission zur technischen Entwicklung und Implementierung eines europaweit 



 Verkehr und Umwelt im Wettbewerb  128 

einheitlichen Verkehrsinformationssystems für den Straßenverkehr, durch das der Verkehr 
effizienter und kraftstoffsparender gelenkt werden sollte. Insbesondere werden dabei die 
Anstrengungen zur Implementierung und Standardisierung des gemeinsamen europäischen 
Verkehrsinformationssystems „Traffic Message Channel" (RDS-TMC) zwischen ca. 1987 
bis 1996 untersucht, das die Voraussetzungen für eine grenzübergreifende individuelle 
Routenplanung unter Einbeziehung aktueller Verkehrsstörungen in digitalen 
Navigationsgeräten schuf. Im zweiten Fallbeispiel werden die Entscheidungsdynamiken 
und Akteurskonstellationen im Kontext der Dekarbonisierung des schweren 
Straßengüterverkehrs bis in die Gegenwart verfolgt. Dabei entfaltet sich die technische 
Systemgestaltung in einem Entscheidungsraum, der sich durch bottom-up- und top-down-
Logiken sowie inkrementelle und grundlegende Transformationspfade strukturieren – und 
hinsichtlich seiner historischen Genese reflektieren lässt.   

Durch die Verknüpfung dieser historischen Perspektiven möchte der Beitrag 
schlaglichtartig einen Einblick in ein Forschungsfeld geben, dessen Bedeutung für das 
Verständnis politischer Handlungsstrategien im Zielkonflikt von Umwelt und Mobilität 
bislang zuwenig beachtet worden ist. 

2 Ordnungspolitische Verfestigungsprozesse (Verkehrspolitische 
Konzepte der Europäischen Kommission) 

2.1 DIE GRÜNDUNGSJAHRE DER WETTBEWERBSORIENTIERTEN EU-
VERKEHRSPOLITIK  

Die EG unternahm in den Jahren 1985 bis 1992 die ersten Schritte zur tatsächlichen 
Schaffung gemeinsamer Verkehrsmärkte und führte schrittweise den Wettbewerb durch 
eine breite Palette von Verordnungen und Richtlinien ein, die für alle Verkehrsträger 
ausgehandelt wurden. Diese Bemühungen gipfelten in der Vollendung des Binnenmarktes 
am 1. Januar 1993. Im Güterkraftverkehr, dem die Kommission aufgrund seines Potenzials 
eine wichtige Funktion für die Zunahme des grenzüberschreitenden Güterverkehrs 
einräumte, wurden die Marktzutrittsschranken und die festen Preise innerhalb eines kurzen 
Zeitraums von vier Jahren zwischen 1989 und 1993 fast vollständig beseitigt, vor allem 
durch drei Verordnungen. (Vgl. AMBROSIUS, G./ HENRICH-FRANKE, C. 2022)  

• Liberalisierung der Preise im internationalen Verkehr (Verordnung 4058/89) 
• Deregulierung des grenzüberschreitenden Verkehrs (Verordnung 881/91) 
• Liberalisierung des Kabotagevorbehalts (Verordnung 3118/93) 

Die EUROPÄISCHE KOMMISSION verankerte ihr Konzept der wettbewerbsorientierten 
Verkehrsmärkte als ordnungspolitisches Paradigma der künftigen EU-Verkehrspolitik in 
ihrem Weißbuch (1992, S. 494) „Über die künftige Entwicklung der gemeinsamen 
Verkehrspolitik“. Während der intensiven Debatten über die Liberalisierung der 
Verkehrsmärkte und die Schaffung einer geeigneten Wettbewerbsordnung wurden Fragen 
des Umweltschutzes und des nachhaltigen Verkehrs weitgehend ausgeklammert, obwohl 
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die negativen Auswirkungen des Straßenverkehrs auf die Umwelt längst bekannt waren und 
vielerorts diskutiert wurden. Im Kontext der europäischen Verkehrspolitik konzentrierte 
sich die Diskussion in erster Linie auf die erwarteten Vorteile der Liberalisierung, wie z. B. 
effizientere und kostengünstigere Verkehrsdienste, die die Mobilität von Gütern und 
Personen verbessern würden. Mobilität wurde nahezu ausschließlich positiv konnotiert, 
negative Auswirkungen auf die Umwelt hingegen marginalisiert. 

Die Liberalisierung des Verkehrssektors war zum Teil durch das Wiederaufleben liberaler 
Regulierungsideen vorangetrieben worden, von denen man sich eine Wiederbelebung der 
angeschlagenen europäischen Industrie (durch niedrigere Transportkostenanteile) 
versprach, insbesondere angesichts der wachsenden Konkurrenz aus den USA und Japan im 
Bereich der neuen Technologien (Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION 1981). Sie spiegelte 
auch den Wunsch wider, durch freie und kostengünstige Mobilität im Binnenmarkt ein 
positives Bild der Europäischen Gemeinschaft zu vermitteln. Führende Politiker in der EG 
und ihren Mitgliedstaaten sahen dies bedroht, da sich die Skepsis gegenüber der EG - oft 
als „Eurosklerose“ bezeichnet - zunehmend ausbreitete. 

2.2 VERKEHRSPOLITIK ALS UMWELTPOLITIK – ERSTE ANSÄTZE 

In den 1980er Jahren war der Umweltschutz in der EG kein neues Thema, allerdings war 
damals der erhebliche Beitrag der Verkehrsemissionen zur globalen Erwärmung noch nicht 
vollständig bekannt. Die anfänglichen Umweltanliegen im Verkehrsbereich konzentrierten 
sich vor allem auf die Lärmbekämpfung an Straßen und Flughäfen, bleifreies Benzin und 
die Verringerung der Emissionen von Pkw und Lkw durch Abgasnormen, die auch in 
Reaktion auf Debatten um das Waldsterben und den ‚sauren Regen‘ Mitte der 1980er Jahre 
auf die Tagesordnung gesetzt worden waren. Während der Verhandlungen über das 
Binnenmarktprojekt zwischen 1985 und 1993 wurden diese verkehrsbezogenen 
Umweltaspekte von den Generaldirektionen Binnenmarkt und Umwelt als Industrienormen 
behandelt und nicht als Teil einer umfassenden Verkehrspolitik (Vgl. MEYER, J.-H. 2019). 
Dass Emissionsreduktionen pro Auto durch eine wachsende Zahl an PKW/LKW-Verkehr 
überkompensiert werden würden, fand sich in der Diskussion nicht wieder, obwohl sich die 
Kommission intern dieses Problems durchaus bewusst war. 

Ein Schlüsselaspekt des Umweltkonzepts der EG in den 1970er und 1980er Jahren war die 
Gestaltung von Wahrnehmungen und Strategien zur Behandlung von Umweltfragen (Vgl. 
MEYER, J.-H. 2017). Ein bekanntes Konzept war das Verursacherprinzip, die Verursacher 
von Umweltverschmutzung auch deren Folgekosten tragen sollten. Jede Emission, so die 
Vorstellung, hatte einen messbaren Preis, der den Schaden widerspiegelt, den sie anderen 
zufügt. Das Prinzip entsprach dem liberalen Wettbewerbsrahmen der EG: Wenn die 
Verschmutzung einen Preis hat, besteht ein wirtschaftlicher Anreiz, sie zu verringern. Es 
galt also nur, den richtigen Preis zu fixieren, dessen Höhe freilich auch sozial- und 
industriepolitisch von enormer Bedeutung war. 

Erstmals widmete sich die EU-Verkehrspolitik tatsächlich der Umweltproblematik als die 
EU-Kommission im Februar 1992 die erste Fassung eines Grünbuchs zum Thema vorlegte. 
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Darin wurde deutlich, dass die Kommission noch ganz am Anfang stand. Angesichts der 
Heterogenität der Ideen kam der Rat im Juli 1992 überein, dass in Bezug auf die Ideen des 
Grünbuchs „noch sehr viel Arbeit zu leisten ist, bevor bestimmte Maßnahmen 
vorgeschlagen werden können.“ (BUNDESVERKEHRSMINISTERIUM 1992) Der belgische 
Verkehrskommissar, Karel van Miert, kündigte daraufhin 1993 erstmals an, dass das Ziel 
darin bestehen müsse, den Straßenverkehr mit den Kosten der Umweltverschmutzung zu 
belasten und damit auf das Verursacherprinzip zurückzugreifen (Vgl. 
BUNDESVERKEHRSMINISTERIUM 1993). Aufgrund unterschiedlicher Positionen im Rat 
wurden umweltpolitische Maßnahmen jedoch entweder mit langen Übergangsfristen 
versehen oder mit Verweis auf das Subsidiaritätsprinzip in die Verantwortung der 
Mitgliedsstaaten übernommen.  

Als Reaktion auf die wachsende globale Debatte über den Klimawandel, die in der UN-
Klimakonferenz von Rio 1992 und im Kyoto-Protokoll von 1997 greifbar wurde, verstärkte 
die Kommission ihre Bemühungen. Im Einklang mit ihrem liberalen, ordnungspolitischen 
Paradigma ging die Kommission davon aus, dass die Liberalisierung den Schienenverkehr 
wettbewerbsfähiger machen, eine Verlagerung, insbesondere des Güterverkehrs, von der 
Straße auf die Schiene begünstigen und damit die Schadstoffemissionen verringern würde. 
Ganz ähnlich kalkulierte die Kommission auch bei der Verlagerung des Autoverkehrs auf 
den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Die Strategie stützte sich auf transparente 
öffentliche Ausschreibungsverfahren, um ein optimales Dienstleistungsangebot zu 
gewährleisten, das Anreize für eine Abkehr vom Individualverkehr bieten sollte. 

Ein weiteres Element dieses Ansatzes war der Einsatz von 
Verkehrsmanagementtechnologien zur Optimierung des Verkehrsflusses. Durch einen 
reibungslosen Verkehrsfluss, so die Theorie, würden Kosten und CO2-Emissionen 
eingespart werden. Die Kommission unterstützte diese Systeme durch Initiativen zur 
Finanzierung von Forschung und Technologie, wie das Förderprogramm DRIVE, das in 
den späten 1980er Jahren erstmals aufgelegt wurde, um Verkehrsinformationssysteme 
weiterzuentwickeln (siehe dazu auch Kapitel III).  

Außerhalb der Verkehrspolitik, im Rahmen der Industriepolitik, hatte die Kommission 
bereits erfolgreich Fragen des umweltfreundlichen Straßenverkehrs diskutiert. Die 
ausgehandelten europäischen Normen für PKW-Emissionen waren eines der 
Leuchtturmprojekte der EU, die in den 1990er Jahren zu weltweiten Vorreitern im 
Umweltschutz wurden. Doch auch hier waren Wettbewerbsziele der Schlüssel zum 
Verhandlungserfolg: Hohe Umweltstandards galten als Wettbewerbsvorteil auf den 
Weltmärkten für Autos, insbesondere auf den lukrativen westlichen Märkten, und wurden 
auch als Handelshemmnis nach außen hin begrüßt (WARLOUZET 2019). 

Im Jahr 2000 stellte sich die Nachhaltigkeitsbilanz des Verkehrssektors sehr ambivalent 
dar. Dies lag zum Teil daran, dass die Kommission widersprüchliche politische 
Maßnahmen ergriff und darum rang, die konkurrierenden Prioritäten von Wettbewerb und 
Nachhaltigkeit sinnvoll miteinander zu vereinbaren. Einerseits wurde die EU mit ihren 
strengen Grenzwerten für Abgasemissionen und Kraftstoffnormen zu einem Vorreiter in 
Sachen Umweltvorschriften, was zu einer messbaren Verringerung der CO2-Emissionen 
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pro Kilometer bei Pkw und Lkw führte. Andererseits nahm der Verkehr auf den 
liberalisierten Verkehrsmärkten so stark zu, dass die Emissionseinsparungen durch die 
Zunahme des Verkehrs und die Ausbreitung größerer Motoren in enormem Maße 
überkompensiert wurde. 

Das von der EUROPÄISCHEN KOMMISSION im Jahr 2001 vorgelegte Weißbuch zur 
Verkehrspolitik mit dem Titel „Die europäische Verkehrspolitik bis 2010: 
Weichenstellungen für die Zukunft“ schlug in die gleiche Kerbe. Im Mittelpunkt ihrer 
Strategie stand nach wie vor die wirtschaftliche Bedeutung des Verkehrs für den 
Binnenmarkt, die Arbeitsplätze in Europa und die freie Mobilität der Bürger. Obwohl 
betont wurde, dass der Verkehr gleichermaßen aus wirtschaftlicher, sozialer und 
ökologischer Sicht betrachtet werden sollte, fielen die Maßnahmen zur Reduzierung der 
Emissionen eher bescheiden aus. Die Kommission nannte Ziele wie eine ausgewogene 
Nutzung der Verkehrsträger, was immer noch eine Wiederbelebung der Eisenbahn durch 
Wettbewerb und eine effizientere Nutzung der Infrastruktur durch Einbeziehung von 
Verkehrsmanagement und intermodalen Verkehrskonzepten bedeutet. Ihre Strategie baute 
weiterhin auf Anreize, freiwillige Selbstververpflichtungen und die freie Wahl der 
Verkehrsart. Obwohl der Straßenverkehr sich für 84 % der verkehrsbedingten CO2-
Emissionen verantwortlich zeichnete, konnte sich die Kommission keine direkten 
regulatorischen Eingriffe vorstellen. Stattdessen plädierte sie für eine indirekte Senkung des 
Straßenverkehrs durch eine moderate Erhöhung der Kosten, etwa durch die Erhebung von 
Gebühren für Infrastruktur und Emissionen. Viele der Probleme sollten durch Fortschritte 
bei den Antriebssystemen gelöst werden, die als Schwerpunkt der künftigen Forschungs- 
und Technologiepolitik angesehen wurden. In der EU-Kommission dominierte der Glaube 
an verkehrstechnische Innovationen, die der Wettbewerb hervorbringen würde. Die Rolle 
der Politik wurde darin gesehen, diese Innovationen durch die Förderung von 
Grundlagenforschung zu begünstigen (Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION 2001). 

Da die Beitrittsverhandlungen der osteuropäischen Staaten in der zweiten Hälfte der 1990er 
und Anfang der 2000er Jahre viel Aufmerksamkeit auf sich zogen, gerieten die 
Bemühungen um eine nachhaltigere Verkehrspolitik weiter ins Hintertreffen. Die 
Gemeinschaft musste berücksichtigen, dass die Verkehrssysteme in diesen Ländern in 
Bezug auf die Umweltstandards noch weniger entwickelt waren. Höhere Umweltstandards 
hätten ihre Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere im Straßengüterverkehr, weiter geschwächt 
(Vgl. STEVENS 2004). 

Obwohl in den 1990er und 2000er Jahren das Bewusstsein dafür wuchs, dass die 
Emissionen des Verkehrssektors erheblich zur globalen Erwärmung beitragen, gelang es 
der Kommission nicht, die Nachhaltigkeit zu einem vorrangigen Ziel der EU-
Verkehrspolitik zu machen. Wie sich in ihren Politiken, Strategien und Erklärungen zeigte, 
war die Kommission in einem liberalen Wettbewerbsparadigma gefangen, das wenig Raum 
für eine nachhaltige Politik jenseits marktwirtschaftlicher Lösungen ließ. Wettbewerb 
wurde zum Schlüssel für alles gesehen: niedrige Preise, effektiver Verkehr, technische 
Innovativität und die Reduktion von Emissionen (Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION 2011). 
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2.3 UMWELT-VERKEHRSPOLITIK IM ANGESICHT UNZUREICHENDER 
NACHHALTIGKEIT 

Obwohl die negativen Auswirkungen der Verkehrsentwicklung auf die Umwelt immer 
deutlicher zutage traten, unterschied sich die Verkehrspolitik trotz der proklamierten 
Bemühungen um einen nachhaltigen Verkehr kaum von den früheren Ansätzen. Auch die 
Verkehrsmärkte zeigten die gleiche Ambivalenz. Einerseits waren Marktöffnungen, 
Wettbewerbsziele und (vergleichsweise) niedrige Preise in vielerlei Hinsicht verwirklicht 
worden. Der Wettbewerb war – von wenigen Ausnahmen abgesehen – zur Norm geworden, 
und der Verkehrssektor hatte sich als ‚funktionierender‘ Eckpfeiler des Binnenmarktes 
erwiesen, der eine erhebliche Zunahme des Handels innerhalb der EU und eine größere 
Mobilität der Bürger innerhalb Europas überhaupt erst ermöglicht hatte (Vgl. EUROPÄISCHE 
KOMMISSION: 2016). Auch die Abgasnormen und andere Grenzwerte waren schrittweise 
verschärft worden. Absolut betrachtet waren bei der Verringerung der verkehrsbedingten 
Luftverschmutzung dagegen nur geringe Erfolge erzielt worden. Die Emissionen stiegen 
sogar an, was neben der Zunahme des Verkehrs auch daran lag, dass der Wettbewerb unter 
den Automobilherstellern größere Wagen mit größeren Motoren hervorbrachte und immer 
mehr LKWs auf die Straßen kamen. Die Kommission zeigte sich selber mit den 
Fortschritten bei der Nachhaltigkeitsbilanz des Verkehrssektors immer unzufriedener.  

Die von der Kommission kritisierte Umweltbilanz ist aber auch ein Ergebnis der 
langfristigen Auswirkungen des wettbewerbs- und mobilitätsorientierten 
Regulierungsparadigmas, das zwischen 1985 und 1993 von ihr selber etabliert worden war. 
Dieses wirkte sich auf die Mobilitätspraktiken der Bevölkerung wie auch der Unternehmen 
aus, die ihre Logistik- und Produktionskapazitäten durch langfristige Investitionsstrategien 
auf die aus den neuen Verkehrsbedingungen erwachsenden Kostenvorteile ausrichteten. Die 
liberalisierten Verkehrsmärkte transformierten Autobahnen zu transnationalen Lebensadern 
des europäischen Binnenmarktes und förderten die „Just-in-time“-Produktion mit ihren 
komplexen Lieferketten, indem flexible Umschlag- und Verteilungseinrichtungen entlang 
der Autobahnen geschaffen wurden. Die traditionelle Lagerhaltung wurde reduziert, 
stattdessen setzten die Unternehmen auf die ständige Verfügbarkeit von Halbfertigwaren, 
was in den 1980er Jahren auf eingeschränkten Transportmärkten nicht möglich gewesen 
wäre. Auch große Teile der verarbeitenden Industrie siedelten sich zunehmend in immer 
zahlreicheren und größeren Industriegebieten entlang der Autobahnen an (VAHRENKAMP, 
R. 2011). 

Diese Entwicklungen veränderten die Grundlagen der verkehrspolitischen Planung und 
schränkten die Möglichkeiten einer nachhaltigen Verkehrswende immer mehr ein bzw. 
verteuerte diese in erheblichen Umfang. Viele Gewerbe- und Industriegebiete, die entlang 
der europäischen Autobahnen entstanden sind, verfügen über keinen Bahnanschluss, was 
die Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene, wie sie die Kommission im Rahmen 
ihrer Nachhaltigkeitsstrategie seit langem fordert, zusätzlich erschwert – auch als Teil 
intermodaler Transportkonzepte. Wie im abschließenden Fallbeispiel noch näher erläutert 
wird, bildete die damit erfolgte zunehmende Fixierung auf den (schweren) 
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Straßengüterverkehr eine zusätzliche Herausforderung in Bezug auf eine klimafreundliche 
Transformationslösung der Antriebstechnologie.  

Der zunehmend schwierige Spagat, den die EUROPÄISCHE KOMMISSION vollziehen muss, 
spiegelt sich deutlich im Weißbuch Verkehr von 2011 („Fahrplan zu einem einheitlichen 
europäischen Verkehrsraum - Hin zu einem wettbewerbsfähigen und ressourcenschonenden 
Verkehrssystem“) wider, das wie seine Vorgänger einen vielsagenden Titel trägt, der klar 
zeigt, dass die politischen Verantwortungsträger im ordnungspolitischen Paradigma 
verhaftet und gar nicht mehr in der Lage sind, andere Wege zum nachhaltigen Verkehr als 
die von Markt und Wettbewerb zu denken. Weiterhin stützte die Kommission ihre 
Vorschläge auf das Wettbewerbsparadigma, um die notwendigen Klimaziele tatsächlich zu 
erreichen. Noch 2011 sprach sich die Kommission für einen schrittweisen Wandel aus und 
lehnte unpopuläre interventionistische Maßnahmen wie harte Obergrenzen oder direkte 
allokative Eingriffe weitgehend ab. Zwar wurden die Prioritäten der Verkehrspolitik unter 
besonderer Betonung der Nachhaltigkeit neu gewichtet, der Maßnahmenkatalog blieb aber 
trotz der sichtbaren Erfolglosigkeit und der ebenso sichtbaren veränderten 
Rahmenbedingungen ordnungspolitisch weitgehend unverändert. Spätere Äußerungen der 
EUROPÄISCHEN KOMMISSION, wie das verkehrspolitische Memorandum „A European 
Strategy for Low-Emission Mobility“ aus dem Jahr 2016, zeigten weiterhin, dass die 
Kommission nicht in der Lage war, Nachhaltigkeit ohne Wettbewerb zu denken, um so 
alternative Wege zur dringend notwendigen Reduktion von Emissionen auszuloten. 

Zusammengefasst gilt es zu betonen, dass die Schaffung einer freien und kostengünstigen 
Mobilität durch wettbewerbsfähige gemeinsame Verkehrsmärkte innerhalb der EU, die 
zwischen 1985 und 1992 ausgehandelt und im Weißbuch Verkehr von 1992 als zukünftiges 
Ziel verankert wurde, eine langfristige Weichenstellung vornahm, die aufgrund von 
Investitionen mit langen Amortisationszeiten noch jahrzehntelang nachwirken und die 
Klima- und Nachhaltigkeitsziele der EU im Verkehrssektor vor erhebliche 
Herausforderungen stellen werden. Diese Jahre markierten auch einen Wendepunkt im 
Regulierungsparadigma der Verkehrspolitiker. Wettbewerb wurde zum unhinterfragten 
Leitprinzip, das sich in Verkehrssystemen, industriellen Produktionsstätten und 
Mobilitätskulturen niederschlug, die auch eine auf Marktinterventionismus setzende 
Nachhaltigkeitspolitik für den Verkehr behinderten. 

3 Fallbeispiel 1 – EU-Nachhaltigkeitspolitik und intelligente 
Verkehrssteuerung: Anfänge europaweiter 
Verkehrsinformationssysteme  

Die Leitfrage dieses Beitrags, inwiefern die schlechte CO2-Bilanz des Verkehrssektors seit 
den 1990er Jahren und die weitgehende Wirkungslosigkeit der EU-Nachhaltigkeitspolitik in 
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diesem Bereich durch langfristige historische Weichenstellungen beeinflusst worden ist, 
legt die Beschäftigung mit technischen Pfadabhängigkeiten2 nahe. Wie bereits ausgeführt, 
kam Technologien in der Nachhaltigkeitspolitik der EG-Kommission eine Schlüsselrolle 
zu, um Umwelt und Verkehr in Einklang zu bringen. Dieser Ansatz soll im Folgenden am 
Beispiel der europäischen Konzepte für nachhaltige Verkehrsflüsse durch die Entwicklung 
von intelligenten Verkehrssystemen im Automobilbereich und die in diesem 
Zusammenhang durchgeführten EU-Projekte und -Forschungsförderprogramme gezeigt 
werden.3 Dabei stellen sich vor allem die Fragen, inwiefern dieser Ansatz der 
Emissionsreduzierung (1.) sich grundsätzlich in bestehende Pfade einfügte, Verkehr und 
Umweltschutz durch Technologieförderung zu verbinden; (2.) inwiefern genutzte 
Technologien aus Kosteneinsparungs-, Kompatibilitäts- und Akzeptanzgründen auf bereits 
erprobten technischen Lösungen und Infrastrukturen aufbauten und (3.) welche 
Kontinuitäten bzgl. der beteiligten Akteure und ihren Zielen / Zielkonflikten im 
Spannungsfeld von nachhaltigem Verkehr und Wachstumsförderung festzustellen waren. 
Zu diesen Akteuren zählten neben Verkehrs-, Innen- und Umweltpolitikern auf nationaler 
und europäischer Ebene die Automobil- und Technologiezuliefererindustrie4, deren 
spezifische Interessen es auch mit Struktur- und Arbeitsplatzpolitiken in Einklang zu 
bringen galt.5 

 

 
2 Zum Begriff und Konzept vgl. Hasenmüller (2013, Kapitel: Die Theorie der Pfadabhängigkeit im Überblick). 

Das ursprüngliche Konzept der Pfadabhängigkeiten wurde in den 1980er Jahren im Bereich der Analyse 
großer technischer Systeme entwickelt. Es zielte darauf ab zu erklären, warum in der Vergangenheit 
getroffene Entscheidungen Auswirkungen auf aktuelle oder zukünftige Entwicklungen oder Entscheidungen 
haben. Ein solcher Ansatz (von Stabilität und Wandel) hilft, die zugrunde liegende Logik der Entwicklung 
von Verkehrsmanagement- und Informationssystemen zu verstehen. Pfadabhängigkeiten beschreiben keine 
klare "Logik" in der Entwicklung von Systemen, sondern helfen, mehr oder weniger stabile Muster in 
Veränderungsprozessen zu erkennen. Mit anderen Worten, sie erleichtern die Identifizierung von relativen 
Kontinuitäten in Übergangsphasen. Es muss betont werden, dass im Folgenden Begriffe wie Pfadabhängigkeit 
und technologischer Verlauf nicht in einem naiven ökonomischen (technologischen) Determinismus 
verwendet werden, d.h. es wendet sich gegen die neoklassische Zuversicht, dass sich die beste Technologie 
immer durchsetzt. Vgl. David 1985; Puffert 1991; Pinch 2001. 

3 Einführend sehr detailliert: García-Ortiz 1995. 
4 Vgl. Automobil-Unternehmen beauftragten teilweise eigene gesellschaftspolitische Forschungen im Bereich der 

technologiebasierten Nachhaltigkeitspolitik, die mit der EU- Nachhaltigkeitspolitik in Wechselwirkung 
standen. Vgl. etwa: BMW-Institut für Mobilitätsforschung, Forschung für die mobile Zukunft. Auftakt in 
Berlin, 1999. 

5 Vgl. zur historischen Annäherung an diese Fragen: Damm, V. / Henrich-Franke, C. 2023. 
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3.1 ANFÄNGE DER EG/EU – NACHHALTIGKEITSPOLITIK IM 
MOBILITÄTSBEREICH – TECHNOLOGIEFORSCHUNGSFÖRDERUNG UND 
TECHNOLOGISCHE NORMUNG ALS INSTRUMENTE DES 
UMWELTSCHUTZES?  

Erste Ansätze für eine gemeinsame Nachhaltigkeitspolitik der EG im Straßenverkehr fallen 
wie eingangs erwähnt in die Zeit der späten 1980er Jahre. Sie etablierte sich seitdem als 
Teilbereich der Verkehrspolitik, ohne ihr jedoch andere Bereiche unterzuordnen. Die 
Anfänge der Nachhaltigkeitspolitik korrespondierten wesentlich mit einem gestiegenen 
öffentlichen Interesse an Fragen des Umweltschutzes und der Reduzierung von 
Treibhausgasen im Zuge der Entdeckung des Ozonlochs 1985.6 Aufgrund der bekannten 
Schadstoffbelastungen durch den – infolge der Liberalisierung der Verkehrsmärkte weiter 
stark wachsenden – PKW- und LKW-Verkehr sollten bestehende Bemühungen um die 
Optimierung der Leistungsfähigkeit und Sicherheit des europäischen Verkehrs um 
Maßnahmen zur Verringerung von Emissionen ergänzt werden. Zur Vereinbarung dieser 
Ziele setzte die EG-Kommission – partiell in Anschluss an US-amerikanische und 
japanische Verkehrskonzepte – als zentrale Säule auf die Entwicklung so genannter 
„Intelligenter Verkehrssysteme“,7 wobei die Bemühungen um „nachhaltige Mobilität“ auf 
zwei Säulen ruhen sollte: (1.) der Reduzierung von Emissionen und (2.) der Verringerung 
von Verkehrsstaus. Grundsätzlich wurde dabei unterstellt, dass ein effizienteres 
Verkehrssystem unter anderem durch die Einsparung von Kraftstoff, optimierte Routen und 
bessere Planbarkeit von Mobilität zugleich umweltfreundlicher sei. Zur Erklärung und 
Begründung der Strategie, die bis in die Gegenwart im Grunde unverändert fortgesetzt 
worden ist, heißt es seitens der Europäischen Kommission:  

„Intelligente Verkehrssysteme (ITS) sind unerlässlich, um die Sicherheit zu erhöhen und 
die wachsenden Emissions- und Stauprobleme in Europa zu bewältigen. Sie können den 
Verkehr sicherer, effizienter und nachhaltiger machen, indem sie verschiedene 
Informations- und Kommunikationstechnologien auf alle Verkehrsträger des Personen- und 
Güterverkehrs anwenden. … 

„Die Europäische Kommission arbeitet mit den Mitgliedstaaten, der Industrie und den 
öffentlichen Behörden zusammen, um gemeinsame Lösungen für die verschiedenen 
Engpässe bei der Einführung zu finden. Mit Hilfe von Finanzinstrumenten unterstützt die 
Europäische Kommission innovative ITS-Projekte, und mit Hilfe von Rechtsinstrumenten 
(legislative instruments) stellt sie sicher, dass die ITS konsequent eingeführt werden“.8 

 

 
6 Das Kyoto-Protokoll von 1997 führte dann erstmals zu einer Reglementierung des Ausstoßes von 

Treibhausgasen. Vgl. zur Entstehung: Schröder 2001. 
7 Vgl. García-Ortiz 1995. 
8 Vgl. European Commission, https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/smart-mobility_en [abgerufen am: 

29.5.25]. In den 1990er Jahren wurden der Projektname „PROMETHEUS“ sowie der Oberbegriff „Road 

https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/smart-mobility_en
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Ein erster Schritt zur Umsetzung des Vorhabens war wie oben erwähnt das 1988 
beschlossene Forschungsprogramm „Dedicated Road Infrastructure for Vehicle Safety in 
Europe - DRIVE“ auf dem Gebiet der Straßenverkehrsinformatik und Telekommunikation 
(Fördervolumen 120 Mio. DM). Das Fördervolumen wurde 1992 um 280 Mio. DM und 
1996-1998 erneut um 400 Mio. DM. aufgestockt. Es korrespondierte und überschnitt sich 
mit dem bereits 1986 gestarteten Förderpaket „Programme for European Traffic with 
Highest Efficiency and Unprecedented Safety – PROMETHEUS“ (Fördervolumen 1,3 
Mrd. DM), das von der europäischen Automobilindustrie selbst initiiert wurde, um mit der 
auf dem Gebiet des Verkehrsmanagements technologisch überlegenen US-amerikanischen 
und japanischen Industrie auch zukünftig Schritt halten zu können. Das Programm 
untersuchte im Sinne breit angelegter Grundlagenforschung im Verbund von europäischen 
Autoherstellern, Zulieferern, Universitäten und Straßenverkehrsbehörden, welchen Beitrag 
elektronische Geräte und Informationstechnologien zur Entschärfung von Problemen im 
Straßenverkehr leisten könnten und welche Umsetzungsmöglichkeiten es in der Praxis gab. 

Der mit den EG-Programmen verbundene Leitgedanke, über den Einsatz von 
elektronischen Geräten und Informationstechnologien zur Reduzierung von CO2-
Emissionen im Automobilverkehr beizutragen, war durchaus erklärungsbedürftig und 
sowohl bei Praktikern der (städtischen) Verkehrsplanung und innerhalb der 
Umweltbewegung umstritten, die eher Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung befürwortete 
(Vgl. PASTOWSKI, ANDREAS / PETERSEN, RUDOLF 1996). In der Regel wurden die Begriffe 
„Effizienz“ und „Umweltfreundlichkeit“ von der EG-Kommission synonym verwendet, 
ohne die Auswirkungen „intelligenter Verkehrssteuerungen“ auf das Verkehrswachstum 
und die damit verbundenen Umweltfolgen zu beachten. Der grundlegende Ansatz war, das 
Verhalten von Auto- oder LKW-Fahrern durch Informationen über Staus, Unfälle oder 
Verkehrsstörungen so zu beeinflussen, dass sie aus Eigennutz Alternativrouten wählen oder 
– bei Information vor Fahrtantritt – den Fahrtantritt verschieben würden. Diese Denkweise 
entsprach ganz dem liberalen Paradigma, das auf Freiwilligkeit und Eigennutz (d.h. 
Senkung der eigenen Kosten) setzte. Im Ergebnis sollte der Straßenverkehr flüssiger und 
Staus reduziert werden und infolge dessen (1.) die mit Staus verbundene Umweltbelastung 
verringert (CO2- und Schadstoffemissionen); (2.) die Verkehrssicherheit erhöht; (3.) Zeit 
und Kraftstoff gespart sowie die jährlichen volkswirtschaftlichen Kosten von Staus 
reduziert (laut einer Studie 1996 ca. 200 Mrd. DM pro Jahr etwa durch verlorene 
Arbeitszeit und Probleme bei der Just-in-Time-Produktion) (Vgl. KLEWE 1996) und (4.) die 
bestehende Infrastruktur besser ausgelastet werden, um kostenintensive bauliche 
Erweiterungen sinnvoller und sparsamer planen zu können. Im Fall von Staus sollten 
Informationssysteme auch in der Lage sein, alternative Verkehrsmittelangebote des ÖPNV 
für den Weg zum Zielort vorzuschlagen und damit Reisende umweltfreundlich zum Ziel zu 

 

 
Transport Informatics (RTI)“ in der Regel synonym für das Vorhaben eines europäischen Intelligenten 
Verkehrssystems verwendet. Vgl. García-Ortiz 1995; Catling / McQueen 1990. 



 Verkehr und Umwelt im Wettbewerb  137 

leiten (KLEWE 1996). Durch Instrumente zur Routenplanung sollten zudem Suchfahrten 
reduziert werden. 

Zur Erreichung dieser Ziele setzten PROMETHEUS und DRIVE auf die Eckpfeiler: 
Bereitstellung und Erstellung digitaler Karten für Navigationssysteme, Einsatz von 
Computern im Bereich der Verkehrssteuerung, Kommunikation zwischen Fahrzeug und 
Umgebung durch Sensoren; Kommunikationstechnologien zur Fahrerinformation und 
Verkehrsinformation, Verknüpfung von Fahrzeugsteuerung und Verkehrsregelung sowie 
intermodale Verbindungen zwischen den Verkehrsträgern. Allein die erste DRIVE-
Förderphase umfasste 72 Einzelprojekte aus diesen Bereichen insbesondere auf den 
Gebieten der Verkehrstechnik und der Vermittlung von Verkehrsinformationen an den 
Fahrer (DIEKER 2020). Die zweite Förderphase seit 1991 umfasste weitere 56 Projekte, an 
denen 512 Partner beteiligt waren, vor allem im Bereich der Ausweitung des Einsatzes von 
Telematik in der Verkehrstechnik und des Verkehrsmanagements. Ein besonderes 
Augenmerk der EU-Förderung galt zudem der europäischen Harmonisierung der 
Technologien. Im DRIVE-Fortsetzungsförderprogramm „Advanced Road Transport 
Telematics“ von 1992 (Fördervolumen 280 Mio. DM) war ein wesentliches Ziel die 
Sicherstellung grenzübergreifender Kompatibilität von nationalen 
Verkehrsinformationssystemen und des europäischen Austauschs von Verkehrsmeldungen. 
Dazu diente etwa das Teilprojekt: „Alert Concerted Cooperation in European Pilots for 
TMC - ACCEPT“. 

3.1.1 Mobile Gesellschaft seit den 1980er Jahren 

Die EG/EU-Förderprogramme für Effizienz und nachhaltige Mobilität rekurrierten in den 
späten 1980er und frühen 1990er Jahren jedoch nicht nur auf ein gestiegenes 
Umweltschutzbedürfnis in der Mitte der Gesellschaft, sondern auch auf einen 
grundlegenden Wandel der mobilen Gesellschaft. Der gesamte europäische Verkehrssektor 
erlebte vor dem Hintergrund der Liberalisierung der Verkehrsmärkte, der fortschreitenden 
Individualisierung der Konsumgesellschaft, der beschleunigten Globalisierung und 
günstigen Fahrzeugangeboten aus Fernost ein – fast explosionsartiges – nahezu 
ungebremstes Wachstum. Dies zeigte sich besonders im Straßenverkehr: Die Zahl der 
zugelassenen Pkw in der EU 28 stieg von ca. 164 Mio. (1990) auf ca. 264 Mio. (2017), also 
um ca. 100 Mio. Fahrzeuge, der Güterverkehr auf der Straße wuchs wie erwähnt ebenfalls 
enorm. Im privaten PKW-Verkehr legten sich nun viele Familien auch unterhalb der 
Oberschicht einen Zweit- oder Drittwagen zu, in ländlichen Räumen und Vorstädten 
wurden mehrere Autos pro Haushalt sogar häufig zur Selbstverständlichkeit (Vgl. SIEBER 
2022). „Die … räumliche Zerstreuung von Wohnen, Arbeiten, Einkaufen und Freizeit“ 
(SIEBER 2022, S. 179) führte nicht nur zu einem starken Wachstum der jährlich 
zurückgelegten Personenkilometer, sondern in vielen europäischen Regionen außerhalb der 
großen Metropolen zur Erfordernis eines eigenen PKW, um am gesellschaftlichen Leben 
und steigendem Wohlstand teilhaben zu können. Weitere Wachstumsfaktoren waren 
Finanzinnovationen im Bereich des Automobil-Zugangs (Finanzierung, Leasing) und die 
Motorisierung von Frauen und Rentnern. Führte die stark gestiegene PKW-Nutzung bereits 
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zu deutlich wachsenden CO2-Emissionen im Straßenverkehr, tat die Verlagerung des 
Güterverkehrs von der Schiene auf die Straße wie erwähnt ihr übriges. Bahnprivatisierung, 
Stilllegung von Bahnstrecken, Gleisanschlüssen und Sparmaßnahmen im öffentlichen 
Verkehr führten zur starken Zunahme des LKW-Aufkommens. Die direkten CO2-
Emissionen im Straßengüterverkehr stiegen zwischen 1995 und 2023 um 21 %. Weiter 
verbuchten auch andere, mit erheblichen Emissionen verbundene Verkehrsarten wie der 
Schiffs- und Flugverkehr seit 1990 enorme Wachstumsraten, u. a. als Rückgrat globaler 
Lieferketten. Die starke Zunahme des Verkehrs führte dabei nicht nur zu einer vermehrten 
Schadstoffbelastung, sondern auch zu räumlichen Problemen im Verkehrswegebereich. Im 
Straßenverkehr brachte die enorme Zahl von Fahrzeugen das bestehende Straßennetz an 
seine Grenzen und führten dazu, dass Staus und Verkehrsstörungen zu permanenten 
Begleitern des Alltags wurden.  

Eine weitere Dimension des Wandels der mobilen Gesellschaft seit den späten 1980er 
Jahren betraf die in alle Lebensbereiche vordringenden (digitalen) Technologien und die 
Delegierung von immer mehr Aufgaben in der Fahrzeugsteuerung an Technologien (etwa 
durch Assistenzsysteme) (ZIMMER-MERKLE 2024). Ihre Ausbreitung erhöhte auch die 
potentielle Akzeptanz technischer Lösungen im Bereich der Verkehrslenkung. Dabei 
sollten fahrzeug- und straßenseitige Informationssysteme nicht nur helfen, die 
Reiseplanung zu vereinfachen, sondern auch die kraftstoffeffizientesten Routen zum Ziel 
auszuwählen und so zur Verringerung der Treibhausgasemissionen etwa im 
Straßengüterverkehr beizutragen. Die in den 1980er Jahren bereits im Prototyp-Stadium 
verfügbaren verkehrsmittelübergreifenden digitalen Verkehrsinformationssysteme sollten 
zudem eine intermodale Vernetzung von Straße, Schiene/ÖPNV, Schiff- und Luftfahrt 
ermöglichen und Passagierströme in Ferienstoßzeiten oder im Fall von Staus auf 
umweltfreundlichere Verkehrsmittel umlenken. 

3.1.2 Pfadabhängigkeiten auf dem Gebiet der Verkehrsinformation als Eckpfeiler eines 
nachhaltigen Verkehrs in der EU  

Fragt man nach den einzelnen geförderten Bereichen, auf denen die Nachhaltigkeitspolitik 
der EG/EU in Zusammenhang mit dem Aufbau eines Intelligenten Verkehrssystems 
basieren sollte, fällt auf, dass für das Ziel der Emissionsreduzierung auf weitgehend 
bekannte Instrumente gesetzte wurde. Einerseits blieben Forschungsansätze zu einem 
„weniger verkehrsaufwendigem Lebensstil“ in den Förderprogrammen im Grunde 
unberücksichtigt (KLEWE 1996, S. 143), andererseits ging es – auch aus Kostengründen – 
vor allem um die Verbesserung bestehender Technologien und weniger um grundsätzliche 
Neuentwicklungen. Dies soll im Folgenden am Beispiel der im DRIVE-Programm 
geförderten Entwicklung eines europäischen Verkehrsinformationssystems dargestellt 
werden, das eine wichtige Säule der EU-Nachhaltigkeitspolitik im Straßenverkehr darstellte 
und das Rückgrat eines „Intelligenten Verkehrssystems“ in Europa bilden sollte. 
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3.1.3 Vorläufer des Konzepts „Intelligenter Verkehrssteuerung“ durch 
Verkehrsinformation in der Umweltschutzdebatte: Der Autoradio-Verkehrsfunk 

Tatsächlich handelte es sich bei dem Ansatz, Umweltschutz- und 
Luftverschmutzungsprobleme des Verkehrs durch den Einsatz von Kommunikations-
(Funk)technologien zu reduzieren und dadurch den Verkehr „intelligenter“ zu steuern und 
in „umweltfreundliche“ Bahnen zu lenken, um ein älteres verkehrspolitisches Konzept aus 
den 1960er Jahren. Der als Antwort auf frühe Formen der Massenmotorisierung entwickelte 
Vorschlag zur Einführung von während der Fahrt verfügbaren Verkehrsinformationen zur 
Verkehrslenkung stellte dabei einen Gegenpol zu dem – von Umweltschützern und 
Verkehrsplanern in den 1970er Jahren propagierten – Ansatz der Verkehrsvermeidung und 
der Begrenzung des PKW-Individualverkehrs dar. Er appellierte im Gegenzug an das 
Problemlösungspotential moderner Technologien, um den Herausforderungen der 
Massenmobilität Herr zu werden und den Verkehr besser auf den vorhandenen Straßen 
verteilen zu können. Tatsächlich waren viele Umweltschutz-Problembereiche des 
Automobilverkehrs in den frühen 1960er Jahren bereits in die öffentliche Debatte 
eingeführt. Die negativen Folgen des zunehmenden Straßenverkehrs – Lärmbelästigung, 
Abgase, Auspuffgestank sowie wachsende Unfallzahlen – drangen in den westlichen 
Industriegesellschaften wie etwa der bundesdeutschen Gesellschaft schon in dieser Zeit 
stark ins öffentliche Bewusstsein: Der PKW-Bestand hatte sich zwischen 1955 und 1964 
mehr als vervierfacht, was sich in stark überlasteten Straßen, zunehmendem 
Parkplatzsuchverkehr in den Städten und mehr Schadstoffbelastung unter anderen durch 
tägliche Staus im Berufsverkehr bemerkbar machte. Im Ruhrgebiet führten einige Städte in 
den frühen 1960er Jahren bereits Notfallübungen für Autofahrverbote durch, um vor dem 
Hintergrund täglich verstopfter Straßen auf die Gefahr von Vergiftungen bei 
Inversionswetterlagen vorbereitet zu sein. In der Folge wurde zur besseren 
Verkehrslenkung und Warnung vor Staus von der konservativen Bundesregierung – auf 
Landesebene gestützt von der FDP – der Verkehrsfunk als erstes analoges 
Verkehrsinformationssystem durchgesetzt, der sich bis Mitte der 1970er Jahre in ganz 
Westeuropa ausbreitete. 

Obwohl der so entstandene öffentliche Verkehrsfunk auf nationaler Ebene aufgrund seiner 
geringen Wirksamkeit bei der Staubekämpfung seit den späten 1970er Jahren immer wieder 
in der Kritik stand, wurde er zugleich nicht grundsätzlich in Frage gestellt. Vielmehr wuchs 
mit zunehmenden Gesamtstaulängen in ganz Europa und Medienberichten über einzelne 
„Megastaus“ mit teilweise mehr als 100 km Länge auch das Bedürfnis nach immer 
präziseren Informationssystemen. Im Zuge dessen versuchten Verkehrsplaner, Ingenieure, 
Autoindustrie und der öffentliche-rechtliche Rundfunk vor allem, technische Fehler der 
vorhandenen Systeme zu identifizieren und Aspekte der technologischen Umsetzung zu 
verbessern. Schon Mitte der 1970er Jahre nahm sich auch die Europäische 
Verkehrsministerkonferenz des Themas an und regte die Entwicklung eines gemeinsamen 
europäischen Verkehrsinformationssystems an. Ziel war dabei zunächst – in ökonomischer 
Sicht – eine Optimierung der Verkehrsflüsse und des Ressourceneinsatzes im 
Straßenverkehr. Seit Mitte der 1980er Jahre wurden von der EG-Kommission – unter 
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anderen Vorzeichen und unter Verwendung eines erweiterten Umweltschutzbegriffs9 – 
jedoch auch die bereits in den 1960er Jahren diskutierte Verknüpfung von Verkehr und 
Umwelt wieder stärker aufgegriffen und die flächendeckende Einführung von 
Verkehrsinformations- und intelligente Verkehrssteuerungssystemen nicht nur als zentraler 
Ansatz zum idealen Ressourceneinsatz, sondern auch zur Verringerung der Emissionen im 
Straßenverkehr propagiert. Als die EU in den 1990er Jahren ihre erste Strategie für eine 
nachhaltige Mobilität vorstellte, setzte sie insofern keineswegs auf neue Wege, sondern 
vielmehr auf die Verbesserung und Weiterentwicklung von bereits seit den 1960er Jahren 
verfolgten Ansätzen.  

3.1.4 Nutzung bestehender technischer Lösungen und Infrastrukturen – Kontinuitäten 
der Akteure 

Tatsächlich gab es in den 1980er Jahren nur einzelne nationale und regionale 
Verkehrsinformationssysteme, aber kein gemeinsames europäisches 
Verkehrsinformationssystem. Herausforderung für ein europäisches System waren unter 
anderem (1) die heterogene Verkehrsfunk-landschaft in den einzelnen Staaten und 
Regionen, die es zu integrieren galt; (2) die sprachliche Vielfalt in Europa und die damit 
verbundenen linguistischen Probleme sowie die Erfordernisse eines mehrsprachigen 
Systems; (3) die in den einzelnen Staaten unterschiedlichen Funkübertragungswellen 
UKW/Mittelwelle. Die europäische Rundfunkunion entschied sich dabei letztlich für ein 
digitales mehrsprachiges System, das codierte Verkehrsmeldungen über das UKW-Netz 
übertragen konnte (Radio Data System / Traffic Message Channel – RDS-TMC). Es nutzte 
weiter die vorhandene Infrastruktur des (öffentlich-rechtlichen) Rundfunks, war aber für 
digitale Zusatzfunktionen wie etwa Verkehrsinformationen zur individuellen 
Routenberechnung in Navigationssystemen erweiterbar. Die Programme DRIVE und 
PROMETHEUS förderten nicht nur die Forschung zur Zusammenführung von 
Verkehrsinformations- und Navigationssystemen, sondern auch zur europäischen 
Harmonisierung und zum Datenaustausch im Verkehrsbereich zwischen den einzelnen EU-
Mitgliedsstaaten. Neben der Weiternutzung der Infrastruktur war die 
Rückwärtskompatibilität ein zentrales Thema bei der technischen Entwicklung, da eine 
vollständige Änderung der Systemeigenschaften Millionen von Nutzern von den 
Verkehrsinformationen abgekoppelt und zahlreiche Investitionen entwertet hätte. Seit den 
1990er Jahren verfügten die meisten UKW-Radios in Europa über RDS, das denselben 

 

 
9 Umweltpolitik richtete sich zunächst vor allem auf den Schutz des Menschen (Reduzierung der Lärmbelastung 

und der Abgase in Ballungsgebieten). Dass die Natur selber zu schützen war, kam erst allmählich dazu, u. a. 
durch den Gewässerschutz (Rheinverunreinigung) etc. Vgl. Klenke 1995. 
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Hilfsträger bzw. Übertragungskanal von 57 kHz/s verwendete wie 
Verkehrsinformationssysteme in den 1970er Jahren.10  

Bestehende Akteurskooperationen, die bereits seit den späten 1960er Jahren existierten, 
prägten die Entwicklung des europäischen Verkehrsinformationssystems RDS-TMC als 
Grundpfeiler der EU-Nachhaltigkeitspolitik neben technischen Anknüpfungspunkten an 
ältere Systeme. Dabei arbeiteten Automobilhersteller, Technologie-Zulieferer wie die 
Robert Bosch GmbH, Rundfunkinstitute und Straßenverkehrsbehörden eng zusammen, um 
die Leistungsfähigkeit des Straßenverkehrs zu verbessern. Auch die Institutionen, die in der 
Monopolzeit des Verkehrsfunks geschaffen wurden (EBU, TISA), blieben zentrale Säulen 
der Verkehrsinformationssysteme. Die Summe der verkehrspolitischen, technischen und 
institutionellen Pfadabhängigkeiten der europäischen Verkehrssteuerung durch ein 
integriertes europäisches Verkehrsinformationssysteme begünstigte dabei dessen Erfolg, 
der jedoch in Hinblick auf die Emissionen des Verkehrssektors widersprüchlich blieb. So 
trug das System der „Intelligenten Verkehrssteuerung“ wesentlich zur wachsenden 
Komfortabilität des PKW- und LKW-Verkehrs und somit indirekt auch zu steigenden 
Zulassungszahlen bei. Zwar ist der Straßenverkehr durch den Einsatz von Technologien, zu 
denen auch die Verkehrssteuerungstechnik gehört, effizienter geworden. Seit 1995 sind die 
kilometerbezogenen direkten Emissionen des Treibhausgases CO₂ bei Pkw um fast 13 % 
und bei Lkw um 8,4 % zurückgegangen. Da jedoch wesentlich mehr Fahrzeuge unterwegs 
sind, sind die direkten CO2-Emissionen im Straßenverkehr heute deutlich höher als 1995. 

4 Fallbeispiel 2: Nachhaltigkeit und Wandel der Antriebstechnologien. 
Zur Elektrifizierung des (schweren) Straßengüterverkehrs 

Die Herausforderungen und Widersprüche eine wirksame und nachhaltige Umweltpolitik 
durch oder vielmehr trotz des wettbewerbs- und mobilitätsorientierten 
Regulierungsparadigmas durchzusetzen, lassen sich am Beispiel der 
Dekarbonisierungsstrategien im schweren Straßengüterverkehr exemplarisch umreißen. 
Wie nachfolgend näher erläutert, stellt der Bereich des schweren Straßengüterverkehrs, das 
heißt für Sattelzugmaschinen und LKW der Gewichtsklasse über 12t zulässiges 
Gesamtgewicht, besondere Anforderungen und Hürden im Hinblick auf technische 
Ausgestaltungsstrategien zur Dekarbonisierung. Dass eben dieser Bereich (im Gegensatz 
zum Schienengüterverkehr) durch die Liberalisierungs- und Deregulierungsmaßnamen der 
Europäischen Kommission einen enormen Zuwachs verzeichnete, hat die 
Ausgangssituation in Hinblick auf die Klimaziele somit zunächst erheblich verschärft. 
Dahingehend soll umrissen werden, inwieweit auch die politischen Akteurskonstellationen 
und Entscheidungsfindungsprozesse zur klimaneutralen Ausgestaltung der Antriebswende 

 

 
10 Dabei spielten Fragen der Rückwärtskompatibilität eine große Rolle. Vgl. zum Autofahrer-Rundfunk-

Informationssystem (ARI): Brägas 1973. 
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im schweren Straßengüterverkehr durch die Logiken und Dynamiken des 
Wettbewerbsparadigmas geprägt werden. Im Fokus stehen dabei die Forschungs-, 
Entwicklungs-, und Entscheidungsdynamiken zur Elektrifizierung des schweren 
Straßengüterverkehrs seit den 2000er Jahren in Deutschland. Die prozessoralen 
Schwierigkeiten und Herausforderungen im Zwischenfeld inkrementeller Transformation 
und des von der EU-Kommission geforderten grundlegenden Wandels offenbaren sich 
hierbei in besonderer Weise.  

4.1 AUSGANGSLAGE  

Entgegen den angestrebten Nachhaltigkeitszielen sind, wie eingangs ebenfalls bereits 
ausführlich erläutert wurde, die CO₂-Emissionen im europäischen Straßengüterverkehr 
gestiegen.11 Wie von Seiten der Europäischen Kommission konstatiert, ist dieser Umstand 
selbst Ausdruck der durch die Liberalisierungs- und Deregulierungspolitik der 1990er Jahre 
angestrebten umfassende Expansion im Güterverkehr. Dieser konnten die technischen 
Entwicklungen und Regulierungen zur Reduzierung der Umweltbelastung bislang nur 
wenig entgegensetzen. 

Während die erlassenen EU-Normen zur Kraftstoffeffizienz für PKW (Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009) und leichte Nutzfahrzeuge (VERORDNUNG (EG) NR. 510/2011) Anstöße für 
die Transformation hin zu effizienteren und alternativen Antriebstechnologien bedeuteten, 
bildete der schwere Straßengüterverkehr ein lange brachliegendes Problemfeld der 
Antriebswende. Dabei handelt es sich um eine verhältnismäßig überschaubare 
Fahrzeugflotte mit großem Einfluss: LKW und Sattelzugmaschinen über 12 t, die 
zahlenmäßig nur weniger als 15 % der Nutzfahrzeuge in Deutschland ausmachen, 
verantworten 2015 noch etwa 70 % der CO2-Emissionen im gesamten Straßengüterverkehr 
(Vgl. WITSCHEL et al. 2017, S. 1) Dies lässt sich auf die langen Fahrstrecken, den hohen 
Energiebedarf und die hohen Auslastungen zurückführen. Im Angesicht dieser 
Anforderungen galt der Dieselantrieb in diesem Segment daher lange als alternativlos. 
Maßnahmen auf europäischer Ebene beschränkten sich in den 2000er Jahren auf die Euro-
Emissionsnormen (VERORDNUNG (EG) NR. 715/2007), die Förderung von Biokraftstoffen 
(u. a. RICHTLINIE 2003/30/EG) sowie die Reduzierung des Schwefelgehalts in 
Dieselkraftstoffen (u. a. RICHTLINIE 2003/17/EG). Bis in die 2010er Jahre schien eine 
Entwicklung zu rein direktelektrischen Antrieben mit Batterien kaum denkbar. Aus 
technischer und ökonomischer Sicht galt dabei die Reichweiten- und 
Batteriegrößenproblematik als kaum überwindbare Hürde, insbesondere angesichts der 
ersten elektrischen PKW-Modelle, die aufgrund der fehlenden Ladeinfrastruktur und 
begrenzter Batteriekapazitäten auf außerordentliche Markthemmnisse stießen. Mit Blick auf 
die 2006 zur europäischen Marktharmonisierung eingeführten Lenk- und Ruhezeiten für 

 

 
11 Im Zeitraum von 1990 bis 2022 um 59% im leichten und 29% im schweren Straßengüterverkehr (Vgl. 

Statistisches Bundesamt 2024).  
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Fernkraftfahrer war außerdem abzusehen, dass die Ladezeit für große Batterien die 
nunmehr vorgeschriebene Lenkzeitunterbrechung von 45 Minuten weit übersteigen und 
damit wertvolle Zusatzzeit und -kosten vereinnahmen würde.  

Auf nationaler Ebene wurde in Deutschland zum Ende der 2000er Jahre im Rahmen des 
Konjunkturpaket II und der Gründung des Nationalen Entwicklungsplans Elektromobilität 
daher die Erforschung und Entwicklung von Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie 
angestoßen. In diesem Kontext wurde jedoch noch eine alternative Variante ins Spiel 
gebracht: eine hybride Energieversorgung mit einem Verbrennungsmotor als auch einem 
durch eine Oberleitung mit Energie versorgten direktelektrischem Antrieb für schwere 
LKW. Die Technik, Antriebsenergie mittels eines Pantographen über eine Oberleitung zu 
beziehen, hatte sich im Bereich des Eisenbahnwesens und des öffentlichen 
Personennahverkehrs seit über einhundert Jahren erfolgreich bewährt. Darüber hinaus ist 
die Oberleitungstechnologie auch für Anwendungsfälle ohne Spurführung mit Schienen, 
wie beispielsweise dem O-Bus-System mit weltweit über 300 Betrieben oder 
innerbetrieblichen Logistiksegmenten erfolgreich erprobt und zur Anwendung gekommen. 
Insbesondere in Deutschland erschlossen sich dahingehende Synergiepotenziale, mit 
vorhandenem Knowhow und bestehenden Produktionsmöglichkeiten einen neuen Markt zu 
erschließen.  

4.2 OBERLEITUNGSFORSCHUNG IN DEN 2010ER JAHREN: AKTEURE, PFADE 
UND ERKENNTNISSE 

Einer ersten spezifischen Ausschreibung zur „Förderung von Forschung und Entwicklung 
im Bereich der Elektromobilität“ folgte die SIEMENS AG (2012) mit dem 
Demonstrationsprojekt „ENUBA – Elektromobilität bei schweren Nutzfahrzeugen zur 
Umweltentlastung von Ballungsräumen“. Um die technische Machbarkeit des 
elektrifizierten Güterverkehrssystems unter Beweis zu stellen, wurde von Mai 2010 bis 
Oktober 2011 eine 1,5 km lange Teststrecke auf einem ehemaligen Militärflughafen in 
Brandenburg errichtet. Das Projekt konnte zeigen, dass das Konzept eines 
dieselelektrischen Hybridantriebs in Verbindung mit dem Stromabnehmersystem technisch 
umsetzbar ist und bildete damit den Anstoß einer bis heute anhaltenden Forschungsperiode 
zu Oberleitungssystemen für den Straßengüterverkehr. Neben der Fortführung durch 
ENUBA II erweiterte sich die Forschungslandschaft schnell um zahlreiche Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte, die den Betrachtungshorizont auf technische, wirtschaftliche und 
ökologische Aspekte ausdehnten. Angestoßen, gefördert und verknüpft wurden diese unter 
dem Dach des Programms „Erneuerbar Mobil“, welches zunächst vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) initiiert und geleitet - und ab 
Ende 2017 schrittweise durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) übernommen wurde. Im Zentrum der Aufmerksamkeit standen in diesem 
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Zeitraum drei Feldversuche in Hessen12, Schleswig-Holstein13 und in Baden-
Württemberg14, durch die die Systemkomponenten, das Nutzungsverhalten und die 
Einsparungsmöglichkeiten unter realen Bedingungen auf den Autobahn- und 
Bundesstraßenabschnitten erprobt und mit Praxispartnern aus der Logistikbranche getestet 
wurden. Die technische Umrüstung der Diesel- Elektrohybridfahrzeuge mit Pantographen 
erfolgte, wie schon in im ENUBA-Projekt, durch den schwedischen Fahrzeughersteller 
Scania. Auch im Realbetrieb konnte dabei übergreifend gezeigt werden, dass die 
Oberleitungssysteme für den Schwerlastverkehr im Rahmen der Feldversuche einen hohen 
Entwicklungsstand erreicht hatten und unter realen Bedingungen funktionsfähig und 
zuverlässig einsetzbar sind. Indem weitere Studien die gesamtwirtschaftliche Rentabilität in 
den Blick nahmen, Elektrifizierungsszenarien entwarfen und Hochlaufpfade entwickelten15, 
schien eine politische Entscheidung über den Ausbau eines Oberleitungsnetzes zum Ende 
der 2010er Jahre ebenso naheliegend wie erforderlich. Im Hinblick auf konkrete Strategien 
zur Umsetzung des 2016 beschlossenen Pariser Klimaabkommens, richteten sich die 
Erwartungen der Projektteilnehmenden, der Forschungsinstitutionen und Projektpartner, 
aber auch der darüber hinausgehenden- und in anderen Feldern aktiven Fahrzeughersteller- 
und Entwickler damit zunehmend das in diesem Feld originär zuständige 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI). Dieses hatte eine 
Entscheidung hinsichtlich einer System- und Antriebstechnologie weitestgehend abgewartet 
und Möglichkeiten in verschiedene Richtungen sondiert. Die 2018 in Verantwortung des 
BMVI gegründete Autobahn GmbH war notwendigerweise in die Feldversuche der 
Oberleitungsstrecken eingebunden, darüber hinaus jedoch nicht aktiv in der Entwicklung 
oder Planung tätig. Im Hinblick auf eine nun zu entwickelnde Mobilitäts- und 
Kraftstoffstrategie für das Klimaschutzprogramm der Bundesregierung, ließ das 
Ministerium die Potenziale der Oberleitung noch einmal gezielt in den Blick nehmen. Ein 
Forschungskonsortium16 kam in der 2017 fertiggestellten Studie dahingehend zu folgendem 
Schluss: 

 

 
12 Projektakronym: ELISA (elektrifizierter, innovativer Schwerverkehr auf Autobahnen) 
13 Projektakronym: FESH (Feldversuch eHighway in Schleswig-Holstein) 
14 Projekttitel: eWayBW 
15 So wird beispielsweise in einer Synthese des bestehenden Forschungsstands festgestellt: „Oberleitungs-Lkw 

können ohne Infrastrukturkosten bald die Vollkosten von Diesel-Lkw erreichen. Gelingt der Eintritt in den 
Massenmarkt, so sind deutliche Kosteneinsparungen gegenüber Diesel-Lkw zu erwarten. Der Aufbau eines 
Oberleitungsbasisnetzes von etwa 4.000 km auf den stark befahrenen deutschen Autobahnen würde 
Investitionen von etwa 10 Mrd. Euro über einen Zeitraum von ca. 10 Jahren erforderlich machen.“ Und 
hinsichtlich des Planungshorizonts dargestellt: „Bis zum Jahr 2030 kann durch Oberleitungs-Lkw je nach 
Netzausbaugrad und Studie ein Anteil von 8 bis 17 % der Fahrleistung von schweren Nutzfahrzeugen 
elektrisch erfolgen. Bei vollem Netzausbau ist perspektivisch ein elektrischer Anteil von über einem Drittel 
möglich.“ (Hacker, F./ Jöhrens, J./ Plötz, P. 2020, S. 5f.) 

16 Bestehend aus: Fraunhofer ISI, Fraunhofer IML, PTV Transport Consult GmbH, TU Hamburg-Harburg – IUE, 
M-Five 
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„Die Wirtschaftlichkeit der schweren Lkw wird aufgrund der hohen Fahrleistungen durch 
die laufenden Ausgaben dominiert. Kraftstoffausgaben und Wirkungsgrade sind somit 
maßgeblich. Hier ist der HO-Lkw [Anm. Hybrid-Oberleitungs-LKW] u. a. aufgrund seiner 
hohen Wirkungsgrade anderen Alternativen oft überlegen. […] Somit ist der Ausbaubedarf 
von zusätzlichen erneuerbaren Erzeugungskapazitäten zur Abdeckung der Stromnachfrage 
des Lkw Sektors bei der Einführung von HO-Lkw deutlich geringer im Vergleich zu den 
anderen strombasierten Kraftstoffen auf Basis erneuerbarer Energieträger. Dies kann im 
Sinne einer umfassenden Klimaschutzstrategie in Deutschland, bei der strombasierte 
erneuerbaren Kraftstoffe eine bedeutende Rolle spielen, ein wichtiges Argument sein.“ 
(WITSCHEL et al. 2017, S. 3) 

Dem Oberleitungsnetz wurde dabei auch gegenüber alternativen elektrischen 
Straßensystemen wie dem induktiven Laden oder der Seitenstromschiene ein substanzieller 
Vorteil eingeräumt.17  

Nachdem die Forschungsaktivitäten zur Oberleitung zu Beginn der 2000er Jahre somit 
zunächst durch das BMU angestoßen und vorangebracht worden waren, fand die 
Technologie in den 2010er Jahren zunehmend Berücksichtigung in den strategischen 
Planungen des BMVI. Parallel wurde auch die Brennstoffzellentechnologie, die durch die 
vorherigen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten vorangetrieben und insbesondere 
durch die Gründung der NOW GmbH (Nationale Organisation Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie) seit 2008 programmatisch institutionalisiert worden war, als 
optionaler Technologiepfad weiter diskutiert.18 Daneben zeichnete sich in den 2010er 
Jahren, im Hinblick auf die rasante Entwicklung der Batteriekapazitäten jedoch noch ein 
weiteres Szenario ab: Ein öffentliches stationäres Schnellladesystem für rein 
batterieelektrische LKW. 2017 hatte die Ankündigung von Tesla, den sogenannten 
Semitruck, einen schweren LKW mit einer Batteriekapazität für über 800 km Reichweite 
innerhalb von zwei Jahren auf den Markt bringen zu wollen, für Aufmerksamkeit gesorgt. 
Trotz anfänglicher Skepsis gegenüber den ambitionierten Verheißungen des Firmenchefs 
wurde auf Seiten der Fahrzeughersteller schnell deutlich, dass die Ausstattung der 
Fahrzeuge mit Batterien nunmehr als eine technisch durchaus plausible Variante in 

 

 
17 „Unter den getroffenen Annahmen, den zu Grunde gelegten Rahmenbedingungen und den aus verschiedenen 

Quellen abgeleiteten Kostenansätzen schneidet die Oberleitungsinfrastruktur in allen betrachteten Varianten 
deutlich kostengünstiger ab als die alternativen Ladeinfrastrukturen (Stromschienen bzw. 
Induktionsschleifen).“ (Witschel et al. 2017, S. 70) 
Zu verschiedenen Aspekten der Oberleitungstechnologie siehe u. a. (BOLZE et al. 2021; LEHMANN, M. 2020; 
LEHMANN/ RÄDER 2018). 

18 Eine hierzu ebenfalls vom Verkehrsministerium in Auftrag gegebene Teilstudie zog hinsichtlich der Potenziale 
und Marktfähigkeit der Brennstoffzellentechnologie jedoch schon frühzeitig ein eher kritisches Fazit: „Mit 
wachsender Tankgröße steigen die Nutzlast-/Nutzvolumenverluste, daher scheint der Einsatz von BZ [Anm. 
Brennstoffzellen] in schweren Lkw basierend auf dem derzeitigen Forschungsstand weniger wahrscheinlich. 
Neben den technologischen Restriktionen sind für die Diffusion des BZ-Lkw jedoch die Entwicklungen bei 
den Konkurrenztechnologien maßgeblich.“ (Gnann et al. 2017, S. 2) 



 Verkehr und Umwelt im Wettbewerb  146 

Erwägung zu ziehen war. Insbesondere wurde das Schnellladen auch innerhalb des 
begrenzenden 45 Minuten Zeitfensters nunmehr eine technisch realisierbare Variante 
angesehen. 

Für die näher zu definierende Mobilitätsstrategie fanden diese drei Optionen (Oberleitung, 
Brennstoffzelle, Batterie) schließlich Eingang in die Arbeit und die Diskussionen der 2018 
durch das Verkehrsministerium einberufenen Nationalen Plattform Zukunft der Mobilität 
(NPM).19 Konkret wurden dabei weitere Maßnahmen und ein Zeitplan für die 
Entscheidungsfindung erarbeitet, die zunächst im 2019 beschlossenen 
Klimaschutzprogramm der BUNDESREGIERUNG (2019) angedeutet und im Gesamtkonzept 
klimafreundliche Nutzfahrzeuge des folgenden Jahres ausformuliert und dargestellt wurde 
(BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR UND DIGITALE INFRASTRUKTUR 2020). Unter dem 
Diktum der Technologieneutralität sollten die verschiedenen Techniken zunächst weiter 
gefördert und evaluiert werden:  

„Der Fokus der gemeinsamen Umsetzung wird auf den Aktivitäten in der noch Ende 2020 
beginnenden Skalierungsphase bei der Tank-, Lade- und Oberleitungsinfrastruktur für die 
drei Technologien liegen. Hierfür ist erstens die Initiierung konkreter Erprobungsprojekte 
in so genannten Innovationsclustern von größter Bedeutung. In diesen Projekten soll 
Infrastruktur in größerem Maßstab aufgebaut und von Fahrzeugen unter realen 
Bedingungen genutzt werden, um die praktische Einsetzbarkeit der Technologien in 
bestehenden logistischen Prozessen zu zeigen und um „lessons learned“ für 
Pfadentscheidungen und einen möglichen weiteren Netzaufbau zu generieren. Die Projekte 
sollen dabei bereits längere Korridore oder größere Teilnetze abdecken 
(„Innovationscluster“). Auch die parallele Erprobung mehrerer Technologien im selben 
Innovationscluster soll möglich sein, um die Technologien einem unmittelbaren Vergleich 
unterziehen und Synergien erkennen zu können.“ (BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR UND 
DIGITALE INFRASTRUKTUR 2020, S. 21) 

Das Zeitfenster zur finalen Entscheidung für den entsprechenden Roll-Out wurde im 
dargestellten „Fahrplan Antriebstechnologien“ um den Jahreswechsel 2023/24 angesetzt. 
Für den Ausbau und die Durchführung der geplanten Innovationscluster, als zentrales 
Element des Planungs- und Entscheidungskonzepts, war damit jedoch ein äußerst eng 
bemessenes Zeitfenster vorgesehen. Innerhalb dieser „Skalierungsphase“ sollte die 
technische Entwicklung des Schnellladens von Batterie-LKW abgeschlossen und an fünf 
Standorten entlang der A2 zwischen Berlin und dem Ruhrgebiet erprobt werden. Zur 
weiteren Erforschung und Planung von Antriebskonfigurationen, Kleinserien und 
logistische Abläufe sah das Konzept für das Truck-Innovationscluster Rhein-Main/Rhein-
Neckar die Integration der bestehenden Oberleitungsteststrecke an der A5 zwischen 
Frankfurt und Darmstadt vor. Ein drittes Cluster, E-highway Bavaria, würde mit dem 

 

 
19 Bestehend aus 240 Expert:innen aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft. 
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Aufbau eines neuen Oberleitungsabschnitts, sowie von Schnellladesäulen und 
Wasserstofftankstellen insbesondere auf die Erforschung der Synergiepotenziale abzielen. 
Durch die enorme Dynamik in der Batterieentwicklung rückten die Planung eines 
stationären Ladenetzes für Batterie-LKW, aber auch die möglichen Synergiepotenziale zu 
den anderen Antriebs- und Ladetechnologien dabei zunehmend ins Zentrum.  

4.3 STATISCH ODER DYNAMISCH? PFADENTSCHEIDUNGEN ZWISCHEN 
INKREMENTELLER TRANSFORMATION UND SPRUNGHAFTEM WANDEL 
IN DEN 2020ER JAHREN   

Dies geschah nun insbesondere von Herstellerseite: 2021 kündigten Daimler, Traton und 
Volvo an, eine gemeinsame Infrastruktur mit 1700 Hochleistungs-Ladepunkten für Elektro-
Laster aufbauen zu wollen. 2022 führte die nowGmbH im Auftrag des seit 2021 neu 
geführten Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) eine Befragung unter 
verschiedenen LKW-Herstellern durch. Während dem Batterie-LKW mit stationärer 
Ladeinfrastruktur dabei das größte Marktpotenzial zugeschrieben wurde, fand die 
Oberleitung eine eher skeptische Bewertung:  

„Die fehlende Unterstützung der Nutzfahrzeughersteller für die Oberleitung macht sich 
speziell am Infrastrukturaufbau fest […]. Ein europaweiter Aufbau der 
Oberleitungsinfrastruktur sei für viele Hersteller Grundbedingung für einen erfolgreichen 
Hochlauf des Oberleitungs-Lkws. Erst so würde eine wirtschaftlich lohnende Nachfrage 
nach Oberleitungs-Lkw angestoßen werden. Dies gelte grundsätzlich zwar auch für die 
anderen Technologien. Im Gegensatz zu Ladeinfrastruktur und Wasserstofftankstellen für 
Lkw fehle es dazu aber an privatwirtschaftlichen Anreizen für den Aufbau von 
Oberleitungsinfrastruktur, vor allem aufgrund der hohen sprungfixen Kosten. Hier müsse 
daher der Staat mit erheblichen Investitionen in Vorleistung gehen.“ (NOW GMBH 2023, S. 
29)  

Der flächendeckende Roll-Out eines Oberleitungsnetzes und ein damit verknüpfter 
grundlegender (sprunghafter) Wandel der Ladetechnologie, liefen der Wettbewerbslogik 
aus Herstellersicht zuwider. Der inkrementelle Aufbau von stationärer Ladeinfrastruktur 
würde demgegenüber neue Geschäftsfelder eröffnen und schrittweise an die Absatzzahlen 
batterieelektrischer LKW angepasst werden können. Diese herstellerseitige Perspektive 
hätte das Gesamtkonzept Klimafreundliche Nutzfahrzeuge durch die Entwicklungen, 
Erfahrungen und Ergebnisse der Innovationscluster differenzieren und abwägen sollen. Die 
Praxiserprobungen hätten dabei insbesondere sicherstellen sollen, die Erfahrungen und 
Anforderungen beteiligter Logistikunternehmen in die strategischen Planungen 
einzubeziehen. Auf dieser Grundlage sei eine Entscheidung „abhängig von zukünftigen 
technischen Entwicklungsschritten, den volkswirtschaftlichen Kosten und den Erfolgen bei 
Praxiserprobungen zu treffen.“ (BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR UND DIGITALE 
INFRASTRUKTUR 2020, S. 8) Denn trotz der verkürzten stationären Ladezeiten stellt die 
europäische Regulierung zu Lenk- und Ruhezeiten für die Logistikbranche einen 
strategischen Flaschenhals dar, der in einem rein stationären Ladeszenario nur durch enorm 
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hohe Lade- und Belegungsraten zu handhaben wäre. Im Gegensatz zu den vorhandenen 
positiven Erfahrungswerten in den Feldversuchen der Oberleitungsstrecken ist die 
Praxistauglichkeit eines entsprechend notwendigen Buchungs- und Reservierungssystem 
bislang nicht geprüft und bestätigt worden. In Studien- und Forschungsbeiträgen zu 
potenziellen Synergiepotenzialen der Technologien deutet sich an, dass die Komplexität der 
Belegungsplanung durch die zunehmende Marktdurchdringung von E-LKW an kritische 
Grenzen stößt (Vgl. u.a. KIEFER et al. 2025). Ein kurzer Blick über den kurzfristigen 
Planungshorizont macht darüber hinaus deutlich, dass eine auf die europäische Lenk- und 
Ruhezeitenverordnung ausgerichtete Systemgestaltung mit der Einführung autonomer 
LKW fundamental infrage gestellt würde. Dynamisches Laden, etwa durch den 
mechanischen Ladevorgang während der Fahrt, sowie die potenziell wegfallenden 
Standzeiten, könnte in diesem Szenario einen grundlegenden Kostenvorteil gegenüber dem 
stationären Laden eröffnen. Eine solche differenzierte Diskussion um die Synergien und 
Potenziale der verschiedenen Technologiekombinationen ist sowohl auf wissenschaftlicher, 
insbesondere jedoch auf politischer Ebene letztlich jedoch ausgeblieben. Das von der NPM 
im Auftrag des bis 2021 CSU geführten Verkehrsministeriums entwickelte Gesamtkonzept 
ist in der neuen Legislaturperiode nur fragmentarisch umgesetzt worden. Lediglich das 
Entwicklungsprojekt zum stationären Laden, „HoLa – Hochleistungsladen im Lkw-
Fernverkehr“ wurde (mit einigen Verzögerungen und Einschränkungen) auf den Weg 
gebracht. Demgegenüber sind die beiden weiteren Innovationscluster und die damit 
verbundene Fortführung und Erweiterung der Oberleitungstechnologie nach langen 
Verzögerungen der Ausschreibungen fallengelassen worden.20 Die Perspektiven der 
Speditions- und Logistikunternehmen sind damit unterrepräsentiert geblieben. Die 
Argumentation zur politischen Pfadentscheidung stützte sich somit beinahe ausschließlich 
auf die Befragung der Fahrzeughersteller. Kritische Aspekte zur Netzgestaltung und 
Sicherheit, zur Parkraumproblematik bei stationärer Ladeinfrastruktur und zur 
volkswirtschaftlichen Dimension der enormen Batteriekapazitäten21 blieben damit ebenso 
unadressiert.  

Das vorläufige Ende aller weiteren Forschungsförderungen des BMVI im Bereich der 
Oberleitung besiegelte schließlich das am 15. November 2023 gefällte Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2021. Auf einer 
Abschlussveranstaltung des Feldversuchsprojekts FESH am 01. Juli 2024 in der 
Niedersächsischen Landesvertretung in Berlin erklärte der zuständige Staatsminister 
Höppner im Podiumsgespräch, das vorläufige Aus der Oberleitungsforschung beruhe nicht 
auf einer bewertenden Entscheidung gegen die Oberleitungstechnologie. (Vgl. EHIGHWAY-

 

 
20 Projekte im Bereich der Wasserstofftechnologie wurden in der Rhein-Neckar-Region zwar weiter 

vorangetrieben, jedoch nicht innerhalb des geplanten „Innovationsclusters“. Siehe (NOW GmbH 2024a) 
21 So deuten aktuelle Forschungsergebnisse an, dass bereits der zusätzliche und ergänzende Aufbau eines 

Oberleitungssystems, beispielsweise durch die Möglichkeit, Fahrzeuge mit geringeren Batteriegrößen 
auszustatten, substanzielle Vorteile und geringere Gesamtkosten mit sich bringen könnte. 
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SH 2024) Vielmehr geböte die kritische Haushaltslage, sowie die im Rahmen einer 2024 
erlassenen europäischen Regulierung,22 vorgegebenen Mindestanforderungen an den 
Ausbau stationärer Infrastruktur eine Fokussierung auf die Batterietechnologie mit 
stationärem Laden. In dieser wurde zwar festgehalten, dass „neue technologische 
Entwicklungen wie elektrische Straßensysteme, insbesondere dynamische Stromversorgung 
mittels Oberleitung, […] berücksichtigt werden“ (VERORDNUNG (EU) 2023/1804, 75) 
sollten, verbindlich festgelegt wurde jedoch lediglich eine Mindestkapazität an stationärer 
Ladeinfrastruktur und Wasserstofftankstellen. Die Verschränkung europäischer 
Regulierung und nationaler Entscheidungsprozesse sollte die Option eines 
Oberleitungsnetzes somit zwar offenhalten-, in einer wettbewerbsorientierten 
Systemgestaltung jedoch kaum realistisch verwirklichen können. Eine initiale 
Ausschreibung der Autobahn GmbH zur Ausstattung unbewirtschafteter Rastanlagen mit 
stationären Ladepunkten folgte im September. (2024. Vgl. NOW GMBH 2024b) Gegenüber 
dem Anspruch einer technologieneutralen Entscheidungsfindung, so lässt sich resümieren, 
fehlten dem FDP-geführten Verkehrsministerium der Wille wie die Mittel. In der Folge 
wurde der Ansatz eines inkrementellen, an der Nachfrage orientierten Aufbaus stationärer 
Ladeinfrastruktur auf themenspezifischen Tagungen und Veranstaltungen vielfach als 
Bottom-up-Ansatz beschrieben und hervorgehoben. Die Planung und Betreibung eines 
Oberleitungsnetzes stelle auf der anderen Seite einen Top-Down-Ansatz dar, der mit der 
sprunghaften Implementierung einen enormen staatlichen Aufwand bedeute. In einer 2024 
durchgeführten Aktualisierung der Herstellerbefragung heißt es passend hierzu:  

„Einzelne Hersteller, bei denen es eine gewisse Offenheit für das Thema gab, haben bei den 
diesjährigen Gesprächen angekündigt, ihre Entwicklungsaktivitäten bezüglich des Themas 
Oberleitung einzustellen. Somit tauchen in den prognostizierten Absatzzahlen diesmal 
keine Oberleitungs-Lkw mehr auf. Als ausschlaggebenden Grund für diese Entscheidung 
weisen die Hersteller auf das fehlende Signal aus der Politik hin, diese Technologie zu 
unterstützen. Ohne Vorleistung und erhebliche Unterstützung durch den Staat werde es 
nicht zu den notwendigen Investitionen in den Aufbau der Oberleitungsinfrastruktur 
kommen.“ (NOW GMBH 2024c, S. 15) 

Nachdem die Entwicklung und Erforschung der Oberleitungstechnologie für schwere 
Nutzfahrzeuge somit anfänglich durch das Umweltministerium initiiert und gefördert 
worden war, wurde ihre konkrete Ausgestaltung in den Akteurskonstellationen und 
Dynamiken der wettbewerbsorientierten Bundesverkehrspolitik vorläufig auf Eis gelegt. 
Die Fokussierung auf die Herstellerperspektive entspricht dabei dem 
wettbewerbsorientierten Charakter der nationalen wie europäischen Verkehrspolitik. 

 

 
22 Die AFIR (Alternative Fuels Infrastructure Regulation) verpflichtet die EU-Mitgliedstaaten zum Ausbau der 

Lade- und Betankungsinfrastruktur für alternative Kraftstoffe. Bis 2030 müssen entlang des TEN-V-Netzes 
alle 60 km Hochleistungsladestationen für Elektrofahrzeuge sowie alle 200 km Wasserstofftankstellen mit 
mindestens 1 Tonne Tageskapazität und 700 bar Druck eingerichtet werden, während zusätzlich eine 
Wasserstofftankstelle pro städtischem Knotenpunkt vorgeschrieben ist. (Vgl. Verordnung (EU) 2023/1804) 
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Symptomatisch ist insbesondere, dass die Einschätzung der Hersteller, von Seiten der 
Politik keine Entscheidung zur Oberleitungstechnologie zu erwarten, selbst eine politische 
Entscheidungsgrundlage darstellt. Dass die vielfältigen und z. T. grenzüberschreitend 
koordinierten Forschungsprojekte zu europäischen Oberleitungsnetzen (und alternativen 
sogenannten elektrischen Straßensystemen) bislang ebenfalls nur wenig Widerhall in der 
europäischen Verkehrspolitik entfalteten, zeigt ihre bislang unspezifische Integration auf 
der europäischen Regulierungsebene. Der hier in Umrissen dargestellte politische 
Entscheidungsprozess zur Elektrifizierung des (schweren) Straßengüterverkehrs in 
Deutschland verweist somit auf die besondere Bedeutung wettbewerbsorientierter 
Entscheidungslogiken im Kontext einer (vermeintlich) klimaorientierten Verkehrspolitik.  

5 Fazit 

Ob die „Strategie für nachhaltige und intelligente Mobilität- den europäischen Verkehr auf 
den Weg in die Zukunft bringen“ und zu einer radikalen Senkung der CO₂-Emissionen 
führen wird sowie die Forderung eines „echten Wandels“ durch die EU-Kommission 
umgesetzt werden kann, bleibt abzuwarten. Wirtschafts- und gesellschaftspolitische 
Entscheidungs- und Abwägungsprozesse spielen hier ebenso eine Rolle wie die 
Veränderung und Persistenz von langfristig gewachsenen Mobilitätspraktiken jenseits des 
Umstiegs auf Elektromobilität, der Erforschung von Wasserstoff und gasförmigen 
Kraftstoffen für Transport- und Lastkraftwagen oder ‚smart mobility‘-Ansätzen. Inwieweit 
die unter dem Schlagwort der Nachhaltigkeitspolitik angestoßenen Wandlungsprozesse und 
die von ihnen geprägten technischen Lösungsstrategien bis heute durch die historischen 
Trajektorien von Wettbewerbs- und Deregulierungspolitik mitbestimmt und strukturell 
geformt sind, wurde im Rahmen dieses Beitrags exemplarisch verdeutlicht. Zielgerichtetes 
politisches Handeln erfordert daher – so die hier vertretene These – ein vertieftes 
Verständnis für die strukturprägenden Verflechtungen und Dynamiken historischer 
Steuerungsentscheidungen. 

Der Blick auf die Entwicklungszusammenhänge im Verkehrssektor (hier des 
Straßenverkehrs) hat gezeigt, dass die Etablierung von wettbewerbsorientierten 
Handlungslogiken in der europäischen Verkehrspolitik keine systematische Politik 
hervorgebracht hat, die die Erreichung von Klimazielen an oberste Stelle setzt. Vielmehr 
wurden nachhaltige (Verkehrs-) Technologien – aber auch Umweltmaßnahmen – nur als 
Ergebnis von Marktprozessen sowie Teil einer (angebotsorientierten) Verkehrspolitik 
gesehen. Es hat sich insofern als fatal erwiesen, Wettbewerb als Schlüssel zu einem 
nachhaltigen Verkehr zu definieren, wie die Entwicklung der Emissionsstatistik in den 
letzten drei Jahrzehnten eindrucksvoll belegt. Die Wettbewerbsordnung ist – zumindest in 
ihrer derzeitigen Form – nicht neutral im Zielkonflikt von Umwelt und Verkehr, sondern 
führt zu allokativen Fehlleistungen bei den Klimazielen, die es zu beseitigen gilt. Daraus 
lässt sich der Schluss ziehen, dass die bestehende Wettbewerbsordnung auf den Prüfstand 
gestellt werden sollte. Es bedarf – so das Ergebnis der Überlegungen dieses Beitrags – einer 
historisch reflektierenden, kritischen Prüfung der unterschiedlichen Dimensionen von 
Verkehrspolitik, um die selbstgesteckten Klimaziele wieder erreichbar werden zu lassen. 
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Damit soll kein Plädoyer für einen (radikalen) Systemwandel hin zu einem dirigistischen 
oder interventionistischen System gehalten werden. Erst recht impliziert die historische 
Betrachtung nicht den Wunsch der Rückkehr zu irgendeinem historischen Zustand.   

Aus den hier vorgenommenen Betrachtungen, die in erster Linie paradigmatischer Natur 
sind, sollen vielmehr Empfehlungen ausgesprochen und Fragen abgeleitet werden, wie eine 
kritische Auseinandersetzung mit den aktuellen Wettbewerbsordnungen angegangen 
werden könnte. Erstens scheint es geboten, unterschiedliche Akteure wie Ingenieurinnen, 
Politiker, Historikerinnen und Wissenschaftler aus den Bereichen Verkehr und Umwelt mit 
ihren spezifischen Perspektiven zusammenzubringen, um die offensichtlichen 
Allokationsprobleme der Verkehrsmärkte kritisch zu beleuchten. Zweitens erscheint es 
notwendig, langfristigen Entwicklungszusammenhängen wieder mehr Gewicht 
einzuräumen, v.a. zu Lasten der kurz- wie mittelfristigen Perspektiven auf Gewinn- und 
politische Stimmenmaximierung. Dazu versprechen, drittens, Pfadabhängigkeitsmodelle als 
Erklärungsansatz für die Wirkungsweise des bestehenden wettbewerblichen 
Verkehrsordnungsrahmens fruchtbare Impulse geben zu können. Zu fragen wäre dann: Ist 
ein neuer Paradigmenwechsel wie in den Jahren 1985-1993 notwendig, um die angestrebten 
Nachhaltigkeitsziele zu erreichen (z.B. hin zur Verkehrsvermeidung)? Wie ließen sich in 
Hinblick auf einen Paradigmenwechsel die Zielkonflikte mit den Industrie- und 
Sozialpolitiken der EU und der Mitgliedsstaaten, dem Wunsch nach Wohlstand etc. in 
Einklang zu bringen? 

Dieser Beitrag versteht sich als Denkanstoß und Einladung ein solches 
Forschungsprogramm zu verfolgen. Er plädiert dafür, den Verkehrssektor historisch 
fundiert zu perspektivieren und unterbreitet einen Vorschlag, wie angesichts der 
klimatechnisch messbaren Fehlentwicklungen innovative Forschungsansätze aussehen 
könnten, mit denen ein Ausweg aus einer (wettbewerblichen) Ordnung des Verkehrssektors 
gesucht werden kann, die – um den Verkehrsökonomen Emil Sax des 19. Jahrhunderts zu 
zitieren – zuletzt einen ‚ruinösen Wettbewerb‘ für das Klima zur Folge hatte.  
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